
KLARTEXT
Sozialistische Monatszeitung für 
Rostock und den Landkreis Rostock

Nr. 299 - 34. Jahrgang 
JULI 2026

Spendenbeitrag 50 Cent

In dieser 
Ausgabe  

ES REICHT!

Seite 2: Informationsfreiheit
Seiten 3: Bundesparteitag
Seiten 4/5: Bürgerschaft

Seite 6: Kinderfest in Schwaan
Seite 7: Landespolitik
Seite 8: Sozialkahlschlag

„Es reicht!“, unter diesem Motto fand 
vom 18. bis zum 20. Juni der Bundes-
parteitag in Potsdam statt. Ein neuer 
Parteivorstand wurde gewählt, ein Leit-
antrag beschlossen und über viele An-
träge abgestimmt.
Eigentlich läuft es super für Die Linke. Zwei 
Jahre nach dem Beinahe-
Tod liegt sie stabil bei ca. 
11 %, knapp hinter SPD 
und Grünen. Die Mitglie-
derzahl hat sich mehr 
als verdoppelt. Aber in 
der Partei gärt es beim 
Thema Israel, und erbit-
tert wurde seit Monaten 
über einen Diätendeckel 
für linke Abgeordnete 
diskutiert. 
Vor zwei Jahren hat-
ten Ines Schwerdtner 
und Jan van Aken als 
Parteivorsitzende eine 
verdammt schwere Auf-
gabe übernommen und 
sie gut gelöst. Aber es 
gibt keinen Grund, sich 
zufrieden zurückzuleh-
nen, und Ines warnte in ihrer Rede: „Ein 
Sturm zieht auf.“ Damit meinte sie die 

Bedrohung durch den Faschismus, die im-
mer offener zutage trete. Die Linke sei für 
diesen Sturm noch nicht gewappnet. Stär-
ker als die Angst vor Erfolgen der AfD bei 
den nächsten Landtagswahlen sei aber die 
Hoffnung, die wir organisieren müssen.
Die Linke soll sich – auch mit dem Leit-

antrag – weiter zu einer organisierenden 
Klassenpartei entwickeln, die Bündnisse 
aufbauen kann. Die Linke organisiert sich 

mit der Kollegin, die um ihren Arbeitsplatz 
bangt, mit dem Sohn, der seinen Muste-
rungsbrief erhält, mit der Nachbarin, die 
den Schimmel an der Wand nicht mehr 
ertragen kann … Kein Anliegen sei uns zu 
klein. Dass kein Geld für die Menschen da 
sei, ist eine Lüge der Regierung, das zei-

ge die Aufrüstung. Gegen 
den Klassenkampf von 
oben setze die Linke den 
von unten, an der Seite 
der Menschen, die ein 
Steinhaus bauen, das dem 
Sturm trotzt.
Ines sprach die Haltung 
der Linken zu Israel an. 
Abweichend von der Be-
schlusslage habe sie sich 
entschieden, den Krieg ge-
gen Gaza einen Genozid zu 
nennen. Dazu gebe es un-
terschiedliche Meinungen 
in der Partei – das sollten 
wir aushalten, forderte 
Ines. Sie sagte auch: „Wir 
schützen jüdisches Leben 
hier und überall.“

                            Fortsetzung auf Seite 3

WAHLKAMPFAUFTAKT
Am 4. Juli fand der Wahlkampfauftakt der 
Rostocker Linken im Zwischenbau (Süd-
stadt) statt. Alle Genoss*innen waren 
eingeladen worden, bei kostenlosen Ge-
tränken und Bratwürsten mit unseren vier 
Direktkandidat*innen Toralf Herzer, Chri-
stian Albrecht, Nurgül Senli und Hannes 
Möller ins Gespräch zu kommen. In Videos 
stellten die vier ihre politischen Schwer-
punkte dar. Leider war die gut organisierte 
Veranstaltung nur schwach besucht, was 
hoffentlich kein schlechtes Omen für den 
anstehenden Wahlkampf ist.
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EDITORIAL
Liebe Leserinnen und Leser,
es ist immer eine undankbare Aufgabe, ei-
nen Bundesparteitag zusammenzufassen. 
Fast 30 Stunden sind auszuwerten, und 
man sagt sich (wider besseres Wissen), 
das war jetzt wirklich das letzte Mal. Aber 
vorläufig und bis Künstliche Intelligenz 
sowieso alles besser macht, findet Ihr 
wie gewohnt einen Bericht. Das Echo auf 
den Parteitag war teilweise bösartig, man 
nimmt uns also wieder ernst. Andererseits 
blicken auch viele Genoss*innen kritisch 
auf den Parteitag zurück. Ihr habt Euch si-
cherlich ein eigenes Urteil gebildet.
Ein Blick auf die Umfragen nach dem Par-
teitag zeigt, dass wir stabil bleiben. In 
Berlin liegen wir sogar an der Spitze. Viele 
Menschen im Land werden bemerkt ha-
ben, dass Die Linke zum Widerstand gegen 
Sozialabbau aufruft, während zur gleichen 

Zeit die SPD-Ministerin schlimme Kürzun-
gen beim Wohngeld eisern verteidigt, weil 
ja alle Ministerien sparen müssten. Linke-
Wähler wissen es längst besser.
Ein großes Dankeschön hat Jan van Aken 
verdient. Mit Rücksicht auf seine Gesund-
heit verzichtete er auf die geplante Kandi-
datur für zwei weitere Jahre. Damit machte 
er auch deutlich, wie kräfteraubend politi-
sche Arbeit sein kann, wenn man sie ernst 
nimmt. Man möchte mit der Parteiführung 
wirklich nicht tauschen. Auf dem Parteitag 
wurde der Kandidat für den Vorsitz gefragt, 
ob er ins Bordell geht. Und da sieht man: 
Vieles ist anders geworden in der Linken, 
aber manches bleibt so peinlich und unver-
ständlich wie eh und je. 
Viel Vergnügen bei der Lektüre dieser 
Ausgabe wünscht Euch die Redaktion.
Carsten Penzlin

Daniel Peters erzählt Lügenge-
schichten

Zu den jüngsten Äußerungen und Vorwür-
fen von Daniel Peters (CDU) gegenüber der 
Partei Die Linke erklärt der Landesvorsit-
zende der Linken in MV, Hennis Herbst: 
„Daniel Peters erzählt Lügengeschichten. 
Nachdem die CDU in MV in Umfragen 
hinter Die Linke gerutscht ist, muss die 
Verzweiflung des CDU-Spitzenkandidaten 
groß sein. Anders lassen sich seine jüng-
sten Einlassungen nicht erklären. Die Be-
schlüsse unseres Bundesparteitags haben 
die Gewalt und den Terror der Hamas in 
aller Deutlichkeit verurteilt. In einem aus-
führlichen Beschluss hat sich Die Linke 
erneut uneingeschränkt zum Schutz jüdi-
schen Lebens bekannt. In Mecklenburg-
Vorpommern haben wir den Schutz jüdi-

Informationsfreiheitsgesetz: Koalition 
bricht ihr Wort und greift Bürgerrech-

te weiter an

Zu den Plänen der Bundesregierung erklärt 
der innen- und rechtspolitische Sprecher 
der Linksfraktion im Landtag Mecklenburg-
Vorpommern, Michael Noetzel:
„Die angekündigten Änderungen am In-
formationsfreiheitsgesetz (IFG) sind ein 
massiver Angriff auf Transparenz, demo-
kratische Kontrolle und die Informations-
rechte von Bürger:innen. Die Koalition will 
damit schon wieder ihren eigenen Koali-
tionsvertrag missachten. Statt das IFG, 
wie versprochen, mit einem Mehrwert für 
Bürger:innen weiterzuentwickeln, soll der 
Zugang zu staatlichen Informationen künf-
tig massiv erschwert werden.  
Die geplanten Änderungen würden das IFG 
faktisch entkernen. Wer künftig ein ´be-
rechtigtes Interesse´ nachweisen sowie 
hohe Gebühren befürchten muss und als 
zivilgesellschaftliche Organisation oder 
Journalist:in von Anfragen ausgeschlos-
sen werden könnte, verliert ein zentrales 
Instrument demokratischer Kontrolle. In-
formationsfreiheit darf kein Privileg sein, 
sie ist ein grundlegendes Bürgerrecht und 
Voraussetzung für einen transparenten 
und rechenschaftspflichtigen Staat.  
Gerade jetzt, wo das Vertrauen in staatli-
che Institutionen stark unter Druck steht, 
braucht es mehr Transparenz, nicht weni-
ger. Wer Bürger:innenrechte beschneidet 
und den Zugang zu staatlichen Informatio-
nen erschwert, stärkt nicht das Vertrauen in 
die Demokratie, sondern gefährdet es. Die-
se andauernden Angriffe auf unseren Sozi-
alstaat, unsere Arbeitnehmer:innenrechte 
und auch auf unsere Bürger:innenrechte 
an allen Ecken und Enden müssen endlich 
enden! Die Bundesregierung sollte ihre 
Prioritäten neu ordnen. Statt Bürgerrechte 
einzuschränken und staatliches Handeln 
weniger transparent zu machen, braucht 
es eine Politik, die die Interessen der Men-
schen in den Mittelpunkt stellt. Das aktuel-
le Vorgehen hilft eher dabei, demokratief-
eindlichen Kräften zusätzlichen Auftrieb zu 
geben. Wir müssen uns als Gesellschaft 
jedoch darauf verlassen können, dass Kor-
ruption und Machtmissbrauch konsequent 
bekämpft und aufgedeckt werden.“ 

AKTUELLES
schen Lebens in die Landesverfassung 
geschrieben. Diesen wichtigen Schritt 
scheint Daniel Peters schon vergessen zu 
haben. Die erhobenen Vorwürfe weisen 
wir in aller Deutlichkeit zurück.
Gleichzeitig halten wir fest, dass die Äuße-
rungen von Luigi Pantisano zur CDU falsch 
und unüberlegt waren. Die CDU ist nicht 
mit einer faschistischen AfD gleichzuset-
zen. Luigi Pantisano hat seine Einschät-
zung zur CDU inzwischen korrigiert und 
sich entschuldigt. Das war notwendig und 
richtig. Gleichwohl muss auch Herr Peters 
überlegen wo er steht. Eine Absage an die 
Brandmauer, ein immer radikalerer Ton 
und die Verweigerung unser Landesver-
fassungsgericht gegen die Feinde der De-
mokratie zu schützen, lösen Bedenken bei 
uns aus. Wir kämpfen für ein gerechtes, 
soziales und solidarisches Mecklenburg-
Vorpommern. AfD-Politik wird es mit uns 
nicht geben. Auch wenn diese im Gewand 
der CDU daherkommt.“

AKTUELLES
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Fortsetzung von Seite 1
Israel war ein überaus wichtiges Thema 
in der Generaldebatte. Nach monatelan-
ger Debatte brachte Jan van Aken einen 
Antrag ein, der als Kompromiss die un-
terschiedlichen Positionen einigen sollte: 
eine föderative Zwei-Staaten-Lösung, kla-
res Bekenntnis zum Existenzrecht Israels 
und Palästinas, wir schließen uns der Mei-
nung von Experten und Menschenrechts-
organisationen an, die von einem Genozid 
in Gaza sprechen. Gleichzeitig wird aner-
kannt, dass eine Minderheit in der Linken 
nicht von einem Völkermord sprechen 
möchte. 30% der Delegierten stimmten 
für einen Ersetzungsantrag – das Thema 
spaltet also nach wie vor. Vor allem junge 
Delegierte machten keinen Hehl daraus, 
dass sie Kompromisse – auch bei anderen 
Themen – ablehnen. 
Wieder einmal zeigte sich, dass Sozialpoli-
tik das verbindende Element der Partei ist. 
Heidi Reichinnek gab sich überzeugt, dass 
die Proteste gegen den Sozialabbau schon 
Wirkung zeigen. Die Linke mache keinen 
Kulturkampf, sondern Klassenkampf. Das 
einzig Gerechte an dieser Regierung sei, 
dass wirklich jeder was aufs Maul kriege: 
Rentner, Kinder, Familien. Die Wehrpflicht 
sei das einzige, was diese Regierung für 
junge Menschen übrig habe. Scharf kriti-
sierte sie die Asylpolitik. In welcher Welt 
sei es christlich, dass Kinder und Frauen 
in Kriegs- und Krisengebieten zurückge-
lassen werden? Mit Blick auf ihre Par-
tei meinte Heidi, wir könnten nur an uns 
selbst scheitern. Die Linke habe klare rote 
Linien und man werde es 
nicht zulassen, dass Ein-
zelpersonen die Arbeit von 
126.000 Mitgliedern in 
den Dreck ziehen. Damit 
bezog sie sich wohl auf an-
tisemitische Äußerungen 
aus dem Jugendverband, 
die ein großes Medienecho 
erfahren hatten.

Die Partei verändert sich, 
zwei Drittel der Mitglieder 
sind neu. 60% der Dele-
gierten erlebten ihren er-
sten Bundesparteitag. Sie 
hinterfragen „Altbewährtes“. Was waren 
das noch für Zeiten, als Parteigranden wie 
Gregor Gysi ganz selbstverständlich mal ne 
Viertelstunde reden konnten. Für viele wa-
ren nun schon die 7 Minuten Vorstellungs-
zeit der Kandidierenden für den Parteivor-
sitz zu viel, sie wollten inhaltliche Debatten 
über den Weg der Partei statt Reden von 
Parteifunktionären auf der Bühne. Der Par-

teitag solle sich demokratisieren, denn die 
Basis mache die Arbeit in der Partei.
Das Vertrauen der Basis hat Ines Schwerdt-
ner, die wieder für den Vorsitz kandidierte 
und zu Beginn ihrer Vorstellungsrede Feh-
ler des Parteivorstandes einräumte. Das 
schnelle Wachstum der Partei habe ihren 

Preis gehabt. Ines prangerte die größte 
Militarisierung seit dem 2. Weltkrieg an, 
den größten Sozialabbau seit der Agenda 
2010, warnte vor der Klimakatastrophe. 
Es sei den Protesten der Linken zu verdan-
ken, dass nun nicht die Gesundheitsreform 
heimlich, still und leise durchgepeitscht 
werden könne. Die Linke kämpfe für jede 
Sozialarbeiterin, für jeden Sportplatz, für 

jedes Kind – das mache so 
sonst niemand. Wir müs-
sen an die Haustüren, aber 
auch in die Betriebe, wo 
die aktuellen Auseinander-
setzungen geführt werden. 
Millionen von Menschen 
seien bereit zu kämpfen. 
Wir wollen gegenüber der 
Regierung den Spieß um-
drehen: Wenn sie kürzen 
wollen, kürzen wir bei den 
Reichen, wenn sie privati-
sieren wollen, wollen wir 
vergesellschaften. 
An der Seite von Ines steht 

in den nächsten zwei Jahren Luigi Panti-
sano, MdB aus Baden-Württemberg und 
Sohn einer italienischen Arbeiterfamilie. 
Die Menschen im Land seien wütend, Die 
Linke müsse ihren Widerstand organisie-
ren, die Themen der Arbeiter*innen zu un-
serem Programm machen und damit auch 
die AfD besiegen. Luigi will die Werkstore 
für die Linke weit aufstoßen. Die Politik der 

Bundesregierung sei ein Aufbauprogramm 
für Faschisten; die CDU mache teilweise 
eine faschistische Politik. Diese harsche 
Kritik stieß bei ostdeutschen Delegierten 
auf Widerspruch, auch weil man im Osten 
nach den Landtagswahlen mit der CDU 
wohl oder übel eine Form der Zusammen-
arbeit finden muss.
Bei Luigis Rede sprang der Funke zu den 
Delegierten nicht über. Während Ines 85,7 
% der Stimmen erhielt, waren es bei Luigi 
nur 53,34 %.
Aus unserem Landesverband kandidier-
te Wenke Brüdgam erfolgreich für den 
stellvertretenden Vorsitz. Sie sprach in 
ihrem tollen Auftritt über ihr Herzensthe-
ma Gleichstellung und die Erfolge der rot-
roten Regierung in diesem Bereich. Unser 
Landesverband ist nur noch durch Wenke 
im Vorstand vertreten, nachdem Hennis 
Herbst nicht mehr kandidiert hatte und 
Margit Glasow nicht mehr gewählt wurde. 
Eine interessante Personalie ist die Wahl 
des ehemaligen Hauptgeschäftsführers 
des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes 
Ulrich Schneider in den Vorstand. Er war 
2022 wegen Wagenknecht ausgetreten, 
kam 2026 zurück, um nicht tatenlos zuzu-
sehen, „wie der Sozialstaat geschreddert 
wird“. Die Agenda 2010 sei ein laues Lüft-
chen gewesen im Vergleich zu dem, was 
uns jetzt drohe. Herzlich willkommen zu-
rück, Genosse Schneider!
Sehr emotional geriet der Abschied von 
Jan van Aken. Nur zwei Jahre hatte er den 
Vorsitz inne, aber wohl jeder im Saal wus-
ste seine Bedeutung für das Comeback 
der Linken zu schätzen. Jan wünschte sich 
in seiner Rede, dass Die Linke zu einer 
sozialistischen Volkspartei werde. Das Po-
tenzial für 20 bis 25% sei da, denn in vielen 
Fragen wie der Vermögensteuer gebe es 
gesellschaftliche Mehrheiten für unsere 
Positionen. Aber der Hype um die Linke 
könne schnell wieder vorbei sein, wenn 
man in der Partei unterschiedliche Sicht-
weisen nicht aushalte. Die Menschen müs-
sten uns vertrauen. Wie gelingt das? Drei 
Dinge: Ihnen zuhören, z.B. in Haustürge-
sprächen. Freundlich sein, die „revolutio-
näre Freundlichkeit“ leben. Und nicht im-
mer sagen, wie scheiße alles ist, sondern 
Lösungen anbieten und Hoffnung machen.
Aufsehen erregte schließlich der Be-
schluss des Parteitages, die Bezüge von 
linken Abgeordneten bei 5300 Euro brutto 
zu deckeln, weil sie nicht mehr verdienen 
sollen als die „arbeitende Klasse“. In den 
Landesverbänden sollen entsprechende 
Regelungen erarbeitet werden. Die Debat-
te darf also weitergehen.
Berichterstatter: Carsten Penzlin

AKTUELLES
BERICHT VOM BUNDESPARTEITAG
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BÜRGERSCHAFT IM DOPPELPACK
Ja, es gibt in der Bürgerschaft keine rot-
rot-grüne Mehrheit mehr, aber trotzdem 
werden ab und zu vernünftige Dinge bean-
tragt und beschlossen. Eine Mehrheit gab 
es in der Sitzung vom 10. Juni für den 
Antrag der Grünen, in Rostock eine An-
laufstelle zur Beratung und Prävention von 
häuslicher und sexualisierter Gewalt einzu-
richten. Ebenfalls beschlossen wurde die 
Anregung des Ortsbeirates Groß Klein, zur 
Bekämpfung der Segregation eine kom-
munale Koordinierungsstelle einzurichten, 
welche sich mit der räumlichen und sozi-
alen Trennung befasst. Eine Mehrheit fand 
auch der Antrag der CDU(!), zu prüfen, 
welche Maßnahmen geeignet sind, eine 
umfassende Strategie zur Vermeidung, Be-
seitigung und ordnungsgemäßen Entsor-
gung von Abfall im öffentlichen Raum zu 
entwickeln und umzusetzen.
Mehr gibt es tatsächlich nicht zu berich-
ten, dafür dauerte die darauffolgende 
Bürgerschaftssitzung dann doppelt so 
lange.
Zu Beginn der Sitzung vom 1.7. wurde 
eine Gedenkminute für Brigitte Dade 
eingelegt, die am 20.6. verstorben war. 
Brigitte zog 2024 für das BSW in die 
Bürgerschaft ein und wechselte nach 
einem Jahr in unsere Fraktion, wo sie 
sich schnell ein hohes Ansehen für ihre 
Arbeit erwarb. Wir werden Brigitte als 
Menschen und als politische Mitstreite-
rin sehr vermissen!
In der Einwohnerfragestunde warb die 
Initiative „Volkshaus Rostock“ um Un-
terstützung für ihr Anliegen, Teile des 
Volkstheaters als Ort der politischen 
und kulturellen Bildung zu erhalten (Wir 
berichteten darüber in den vergangenen 
Ausgaben). Zur Finanzierung solle das 
Land das Gebäude des VTR zum Lan-
deskulturerbe erklären. Dieses Anliegen 
solle vorher in einer Einwohnerversamm-
lung debattiert werden. Das Anliegen 
der Initiative fand in der Bürgerschaft aber 
keine Unterstützung. Die Oberbürgermei-
sterin zollte der Initiative Anerkennung für 
ihr Anliegen. Die Geschichte des Standor-
tes sei wichtig, der Erhalt des Standortes 
im Sinne der Verhältnismäßigkeit jedoch 
nicht. Eva verwies auf den Beschluss der 
Bürgerschaft, das Grundstück zu verkau-
fen und die Erlöse zur Finanzierung des 
neuen Volkstheaters zu nutzen. Öffentli-
ches Eigentum wird aufgegeben, um neues 
zu schaffen.
Knapp abgelehnt wurde unser Antrag, die 
bestehenden Maßnahmen zur Hitzevor-
sorge zu einem integrierten Hitze- und 
Kälteschutzplan weiterzuentwickeln (siehe 

Pressemitteilung unten). Eine breite Mehr-
heit fand der Antrag, die HanseMesse 
künftig auch für Wettkampfveranstaltun-
gen des Rostocker Sports zu nutzen. Dies 
soll nun geprüft werden.
Stark sinkende Geburtenzahlen (übrigens 
ein weltweites Phänomen) führen zu einer 
geringeren Auslastung der Kitas. Bis zum 
Jahr 2030 wird es in Rostock nach der-
zeitiger Prognose etwa 2.500 Kita-Plätze 
zu viel geben, die nicht benötigt werden 
und für die es keine Finanzierung gibt. 
Standorte müssen geschlossen werden. 
Unser Fraktion beantragte gemeinsam 
mit den Grünen, die Oberbürgermeisterin 
zu beauftragen, der Bürgerschaft bis zum 
31.12.2026 ein gesamtstädtisches Kon-
zept zum Umgang mit möglichen Schlie-
ßungen, Zusammenlegungen oder Verla-
gerungen von Kindertageseinrichtungen 

vorzulegen. Hannes Möller betonte, dass 
Entscheidungen über Kita-Schließungen 
mehr seien als reine Verwaltungsentschei-
dungen. Sie greifen tief in das Leben von 
Familien ein, so dass nachvollziehbare und 
transparente Kriterien für Schließungen 
unerlässlich seien, um Akzeptanz und Ver-
trauen zu schaffen. Alle Betroffenen müs-
sten frühzeitig einbezogen werden.
Anderthalb Stunden diskutierte die Bürger-
schaft über die Höhe der neuen Kurabga-
be. Touristen können in Rostock nach Zah-
lung der Kurabgabe kostenfrei den ÖPNV 
nutzen. SPD, Grüne und Linke wollen dar-
an festhalten, um die Belastung durch zu 
viel KfZ-Verkehr zu reduzieren. CDU und 

FDP verweisen darauf, dass die Kurabgabe 
auf diese Weise zu teuer sei und der Tou-
rismusstandort Rostock an Wettbewerbs-
fähigkeit verliere. Alle Argumente hatten 
ihre Berechtigung, was die Entscheidung 
für die Ehrenamtler in der Bürgerschaft 
weiter erschwerte, war jedoch die unüber-
sichtliche Datenlage hinsichtlich der Nut-
zung des ÖPNV durch Touristen. Schließ-
lich gab es eine Mehrheit dafür, die Höhe 
der Kurabgabe auf 3 Euro zu begrenzen, 
aber die Möglichkeit zu prüfen, ermäßigte 
ÖPNV-Tickets anzubieten. Die Oberbürger-
meisterin ist sehr unglücklich über diesen 
Beschluss, der womöglich gar nicht umge-
setzt werden kann.
Wieder versuchte die SPD, die Straßen-
bahn-Anbindung des Neuen Friedhofs zu 
retten. Die Idee: Millionen aus dem In-
frastruktur-Sondervermögen für den Bau 

einer neuen Straßenbahnbrücke zu nut-
zen. Eine Mehrheit unserer Fraktion woll-
te dem nicht zustimmen. Hannes Möller 
kritisierte, dass die SPD Beschlüsse der 
Bürgerschaft ignoriere und immer wie-
der unbegründete Hoffnungen wecke: 
„4 Millionen Euro für leere Schienen und 
leere Versprechen sind uns einfach zu 
viel.“ Die Senatorin Fischer-Gäde ver-
wies darauf, dass nicht nur der Neubau 
der Brücke Millionenkosten verursache, 
sondern auch Folgekosten durch Un-
terhalt und Instandsetzung entstünden. 
Die Betriebsführung würde eine Million 
im Jahr kosten; vier zusätzliche Straßen-
bahnen müssten angeschafft werden. 
Der SPD-Antrag wurde knapp abgelehnt. 
Eine Anmerkung: ÖPNV muss natürlich 
nicht kostendeckend sein, aber Kosten 
und Nutzen müssen in einem vernünf-
tigen Verhältnis stehen, sonst drohen 
höhere Fahrpreise für alle ÖPNV-Nutzer 
in Rostock. Die Stadt kann Fehlbeträge 
nicht mehr einfach ausgleichen, denn 
die Stadtkasse ist bekanntlich leer.

Berichterstatter: Carsten Penzlin

CDU, AfD und Co. verweigern Schutz 
vor Hitze und Kälte

Die Rostocker Bürgerschaft hatte am 1. 
Juli den Antrag der Fraktion Die Linke zur 
Weiterentwicklung der Hitzevorsorge zu 
einem integrierten Hitze- und Kälteschutz-
plan abgelehnt. Rostocker Bund, CDU, 
FDP, AfD und BSW stimmten geschlossen 
dagegen. Zuvor war ein Änderungsantrag 
der CDU mehrheitlich abgelehnt worden. 
Die hohen Temperaturen der vergangenen 
Tage haben erneut gezeigt: Hitzevorsorge 

AUS DER ROSTOCKER BÜRGERSCHAFT
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ist keine abstrakte Zukunftsfrage. Beson-
ders ältere Menschen, Wohnungslose, 
Pflegebedürftige und Kinder sind bei ex-
tremen Wetterlagen erheblichen gesund-
heitlichen Risiken ausgesetzt. 
Dazu erklärt Hannes Möller, Mitglied der 
Fraktion Die Linke in der Rostocker Bür-
gerschaft: „Diese Ablehnung ist verant-
wortungslos. Während die Menschen in 
Rostock erleben, welche Belastung hohe 
Temperaturen bedeuten, verweigert eine 
Mehrheit selbst die Prüfung einfacher 
Schutzmaßnahmen. Das ist politisch kurz-
sichtig und sozial kalt.“ 
Der Antrag sah vor, bestehende Ange-
bote besser zu koordinieren, gefährdete 
Gruppen gezielt anzusprechen und nied-
rigschwellige Hilfen zu prüfen. Dazu zäh-
len kühle Aufenthaltsorte, erweiterte Öff-
nungszeiten und mobile Hilfsangebote. 
Möller kritisiert besonders die CDU: 
„Nachdem ihr Änderungsantrag keine 
Mehrheit gefunden hatte, war sie offenbar 
nicht mehr an einer gemeinsamen Lösung 
interessiert. Statt der Sache zu folgen, hat 
sie zusammen mit Rostocker Bund, FDP, 
AfD und BSW das gesamte Anliegen ab-
gelehnt. Wer den Schutz gefährdeter Men-
schen von parteipolitischen Befindlich-
keiten abhängig macht, handelt auf dem 
Rücken derjenigen, die sich am wenigsten 
selbst helfen können.“ 
Der Antrag verlangte weder ein teures Pre-
stigeprojekt noch unrealistische Sofort-
maßnahmen. Es ging darum, vorhandene 
Hilfen sichtbar zu machen und Schutzlüc-
ken zu schließen. Möller abschließend: 
„Die ablehnenden Fraktionen wussten 
genau, worüber sie abstimmen. Sie hatten 
die Möglichkeit, konkrete Vorsorge auf den 
Weg zu bringen, und haben sich bewusst 
dagegen entschieden. Wir werden weiter 
dafür kämpfen, dass der Schutz vor Hitze 
und Kälte wichtiger ist als parteipolitische 
Rechthaberei.“ 

Rostock ist eine von vielen: 
Kommunen am Limit

Oberbürgermeisterin Eva-Maria Kröger: 
Zukunft braucht finanzielle Sicherheit

Deutschlands Städte und Landkreise ma-
chen bundesweit ihre prekäre Finanzsitua-
tion zum Thema. Noch vor wenigen Jahren 
haben viele Kommunen in Deutschland 
ausgeglichene Haushalte aufstellen kön-
nen, konnten also ihre Ausgaben aus den 
Einnahmen bezahlen. Im Jahr 2022 lagen 
die kommunalen Haushalte deutschland-
weit mit 4,5 Milliarden Euro im Plus. Da-
nach folgte ein regelrechter Absturz: Im 
Jahr 2023 ein Defizit von 6,3 Milliarden 
Euro bundesweit, im Jahr 2024 lagen die 
Defizite bereits bei 24,3 Milliarden Euro, 
im Jahr 2025 sogar bei rund 30 Milliarden 
Euro. Eine Besserung ist nicht in Sicht – 
die Tendenz weiter negativ. 

Defizite auch in Rostock

Auch die Hanse- und Universitätsstadt 
Rostock kann sich diesem bundesweiten 
Trend nicht entziehen. Im Jahr 2022 konn-
te noch ein deutlicher Überschuss von 26 
Mio. Euro verzeichnet werden. Davon ist 
auch Rostock inzwischen weit entfernt: Im 
Jahr 2025 betrug das Defizit 36 Mio. Euro. 
Für das Jahr 2026 wird ein Defizit von etwa 
58 Mio. Euro erwartet. 
Oberbürgermeisterin Eva-Maria Kröger 
verspricht: „Wir werden keinen Kahlschlag 
in unserer schönen Hanse- und Universi-
tätsstadt Rostock vornehmen. Die Rostoc-
kerinnen und Rostocker erwarten zu Recht, 
dass wir unsere Leistungen aufrechterhal-
ten, unsere Aufgaben erfüllen und unsere 
Stadt weiterentwickeln. Doch um Zukunft 
gestalten zu können, brauchen wir finanzi-
elle Sicherheit!“ 
„Die Schere zwischen kommunalen Ein-
nahmen und Ausgaben 
geht immer weiter aus-
einander“, erklärt Fi-
nanzsenator Dr. Chris 
von Wrycz Rekowski. 
„Und der Hauptgrund 
dafür ist, dass Bund 
und Länder die Folge-
kosten ihrer Gesetzge-
bungen zum Teil auf die 
Städte und Gemeinden 
abwälzen. Die Kommu-
nen dürfen aber nicht 
zur ‚Bad Bank‘ der öf-
fentlichen Finanzwirtschaft gemacht wer-
den. Deshalb muss wieder der Grundsatz 
gelten: `Wer bestellt, der bezahlt!´“ 

Nur begrenzte Möglichkeiten fürs Spa-
ren

Das Einsparpotenzial der Kommunen vor 
Ort ist sehr begrenzt. Inzwischen können 
die Kommunen nur noch einen geringen 
Teil ihrer Haushalte selbst gestalten. Die 
meisten Aufgaben sind per Gesetz von 
Bund oder Ländern festgelegt. Einen we-
sentlichen Teil der Pflichtaufgaben ma-
chen Ausgaben für soziale Leistungen aus, 
die Bund und Länder beschlossen haben, 
ohne für eine ausreichende Finanzierung 
der Kommunen zu sorgen.

In Rostock konnte in den vergangenen 
Jahren ein historischer Schuldenstand von 
rund 220 Millionen Euro kontinuierlich ab-
gebaut werden. Diese Entwicklung kehrt 
sich nun um. Wie bereits in den Jahren 
2024 und 2025 wird auch der Ergebnis-
haushalt für die Jahre 2026 und 2027 mit 
einem Minus abschließen. Dieser Trend 
wird sich nach derzeitiger Prognose auch 
mittelfristig fortsetzen. Deshalb gilt für 
Rostock finanztechnisch auch eine so 
genannte „dauerhaft weggefallende Lei-
stungsfähigkeit“. Daraus ergibt sich die 
Pflicht zur Erstellung eines Haushaltssi-

cherungskonzepts, das Wege zu einer ge-
ordneten Finanzwirtschaft aufzeigt. Die 
Stadtverwaltung hat u.a. die Personalstär-
ke gedeckelt, die Grundsteuer B wurde 
erhöht und auch die Gebühren für das Be-
wohnerparken sollen steigen. 
Ohne eine grundlegende Veränderung 
der Rahmenbedingungen wird die Stadt 
jedoch in den nächsten Jahren zur Finan-
zierung notwendiger Investitionen und zur 
Sicherung der laufenden Zahlungsfähigkeit 
Kredite im dreistelligen Millionenbereich 
aufnehmen müssen. Zukünftige Spielräu-
me werden so weiter eingeengt.

Investitionen ermöglichen Zukunft und 
Wachstum

Dennoch sind allein in diesem Jahr kom-
munale Investitionen im Umfang von ins-
gesamt 160,7 Millionen Euro geplant, im 
Jahr 2027 von 198,6 Millionen Euro. „In 

den Umbau des Werft-
beckens in Warnemün-
de zu einem neuen 
Gewerbepark inve-
stieren wir 104 Mio. 
Euro“, so Oberbürger-
meisterin Eva-Maria 
Kröger. „Wir beginnen 
mit der Sanierung der 
Jugendverkehrsschule 
im Barnstorfer Wald, 
bauen weiter an der 
neuen Rettungswache 
in der Südstadt und 

investieren rund 45 Millionen Euro in den 
Neubau des Bettenhauses am Südstadt-
Klinikum mit 160 modernen Betten. Wei-
tere 35 Millionen Euro fließen in Schulen 
und Sportstätten. Die Sanierung des 
Kempowski-Ufers am Stadthafen wird bis 
zum Spätsommer abgeschlossen.“ Ohne 
Investitionen sind Zukunft und Wachstum 
nicht möglich. Dies sind wesentliche Vor-
aussetzungen für steigende Einnahmen 
in der Stadtkasse. Zukünftige Spielräume 
werden so weiter eingeengt. 

Forderungen der Kommunen

Die Kommunen fordern eine jährliche So-
forthilfe. Der Grundsatz „Wer bestellt, be-
zahlt auch“ muss sofort für jede Aufgaben-
übertragung oder -ausweitung von Bund 
und Ländern gelten. Der Bund muss sich 
viel stärker als bisher an den Kosten der 
Kinder- und Jugendhilfe sowie der Einglie-
derungshilfe beteiligen. Bürokratische Pro-
zesse dürfen die Städte und die Menschen 
nicht weiter unnötig binden. Verfahren 
müssen konsequent entschlackt, verzicht-
bare Vorgaben vermieden werden. Neue 
Regelungen dürfen nur entstehen, wenn 
sie praxistauglich, digital umsetzbar und 
personell leistbar sind.
 



KLARTEXT 4/2026 Seite 6

Was für ein großartiges Erlebnis wurde den 
Kindern da präsentiert mit dem Kinderfest 
in Schwaan am 31.05. am Schulcampus 
Schwaan! Initiiert von der Basisorganisati-
on der Partei Die Linke hatten sich auch 
andere Parteien und Vereine aus Schwaan 
zusammengeschlossen, um den Kindern 
einen wunderschönen Tag mit einfach 
schönen Eindrücken zu bereiten! So war 
das Fest unterstützt worden von den Grü-
nen, der SPD, der Feuerwehr, dem Verein 
„Jugend für Schwaan“ sowie zahlreichen 
einzelnen Investoren, die ungeachtet po-
litischer Interessen oder Differenzen. Kin-
der sind unsere Zukunft, und die standen 
an diesem Tag im Mittelpunkt!
Um 14:00 Uhr wurde das Fest mit einem 
illustren Programm auf der Bühne eröffnet, 
Jakob eröffnete charmant das Programm. 
Dies wurde angefangen mit der Schwaa-
ner Line Dance-Kindergruppe, gefolgt vom 
Chor der Schwaaner Grundschule. Hier 
gaben die Kinder unter Leitung von Frau 
Otte-Grabow begeistert Lieder zum Mitsin-
gen und Mittanzen zum Besten. Es war gar 
nicht so einfach, die Bewegungen mitzu-
machen und auch beim Singen an der rich-
tigen Stelle die Wörter zu reduzieren oder 
wegzulassen. Ich sag nur: „Jetzt fahr´n wir 
über´n See, über´n See“! Schon sehr an-
spruchsvoll! Hut ab, wie die kleinen Mäuse 
das schaffen! Die Orchester-Kids der Mu-
sikschule Fröhlich waren ein sich anschlie-
ßendes Highlight und erst Recht zum Ab-
schluss die Kinderdisco!
Die Versorgung war rundum gesichert: 
Kaffee und Kuchen, Bratwurst vom Grill, 
Eis von der Eiswerkstatt, Zuckerwatte, Crê-
pes mit allerlei leckeren Sachen und noch 
viel mehr! So manch einer kaufte auch 
mehrere Stück Kuchen zum Mitnehmen 
und Genießen zu Hause.
Draußen und nebenan war dann auch 
allerhand los! Nur zu erwähnen: Es gab 
Hüpfburgen, Schaumbad, Ponyreiten, eine 
Tombola, ein Glücksrad, Kinderschminken. 
Was noch... Ja, Hula-Hoop-Reifen, Seil 
springen, Fahrrad fahren, Basteln, Seifen-
blasen machen.
Im Haus wartete die zauberhafte Märchen-
erzählerin Gunda mit Märchen, angefan-
gen mit Rotkäppchen, Hänsel und Gretel, 
und danach wurde der Reigen der Prinzes-
sinnenmärchen eröffnet. Begeistert nah-
men die Kinder das Angebot wahr, auf der 
Bühne zu stehen und einfach einmal Teil 
in einem Märchen zu sein! Zwerge, Prinz, 
Mutter, Königin, Prinzessin, Hexe! Hach: 
Sie freuten sich so, dass manch einer un-
serer jungen „Nachwuchsdarsteller“ auch 
gern mal in einem zweiten Märchen die 
Hauptrolle spielen wollte. Eine Oma erzähl-

te begeistert, sie käme hier nicht weg, weil 
ihr Enkel jetzt auch ein drittes Mal hatte 
mitspielen sollen! Naja, klar, die Herzen 
der Omas/ Opas und der Eltern schmolzen 
dahin, und manch ein Vater spielte auch 
mit, als Prinz meist!
Nur zufriedene Gesichter, Begeisterung 
und Freude! Es war ein rundum gelunge-
nes Fest!
Wir freuen uns schon auf die nächsten Jah-
re.

AUS DEM LANDKREIS
KINDERFEST IN SCHWAAN
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„Jung sein in M-V“ 

Zur Debatte des Abschlussberichts der 
Enquete-Kommission „Jung sein in M-V“ im 
Landtag erklärt das Mitglied der Enquete-
Kommission, Christian Albrecht:
„Die Enquete-Kommission hat dem Land-
tag ihre Ergebnisse zur Beratung vorge-
legt. Der umfassende Abschlussbericht 
bündelt die zentralen Erkenntnisse aus 
jahrelangen, intensiven Anhörungen zu 
den verschiedensten Themen. Im Betei-
ligungsprozess #mitmischenMV wurden 
zahlreiche junge Menschen intensiv be-
fragt und konnten ihre Wünsche an die 

Politik artikulieren. Dieser Beteiligungspro-
zess ist in dieser Form einzigartig – meh-
rere Tausend Jugendliche aus unserem 
Bundesland konnten auf diese Weise ihre 
Perspektive direkt an die Politik herantra-
gen. Ihre Anregungen und Kritik konnten 
den Erkenntnisprozess praxisnah berei-
chern. Vor allem Themen wie Beteiligung, 
Mobilität und Erreichbarkeit, psychische 
Gesundheit oder der Bildungsbereich be-
wegten die jungen Leute besonders.
Auf Grundlage der Anhörungen sowie des 
Beteiligungsprozesses wurden von allen 
Demokrat:innen auf über 60 Seiten um-
fassende Handlungsempfehlungen entwic-

kelt. Darauf sind wir besonders stolz, denn 
die nicht immer einfache, aber dennoch 
erfolgreiche, Konsensfindung mit SPD, 
Grünen, CDU und FDP hat gezeigt: Meck-
lenburg-Vorpommern schenkt den jungen 
Menschen Gehör und zeigt konkretes In-
teresse daran, das Bundesland für sie so 
attraktiv wie möglich zu gestalten.
Fünf Jahre hat die Enquete-Kommission 
intensiv zu der Frage gearbeitet, wie das 
Leben von Kindern, Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen in M-V konkret zu 
verbessern wäre.  Mit der heutigen Be-
fassung im Landtag endet die Arbeit der 
Enquete-Kommission ganz offiziell. Neben 
den Abgeordneten wurde die Kommission 
von Expert:innen aus allen möglichen zivil-
gesellschaftlichen Bereichen bereichert. 
Ich möchte daher allen demokratischen 
Expert:innen ein Dankeschön dafür aus-
sprechen, dass Sie sich die Zeit für die-
ses wichtige Thema genommen haben 
und gemeinsam mit uns die Jugendpolitik 
im Land gestalten wollen. Ein besonderer 
Dank gilt dabei den zwei Expert:innen un-
serer Fraktion: Sayed Hashimi, der sich 
unermüdlich dafür eingesetzt hat, dass die 
Belange von Kindern und Jugendlichen mit 
Migrationsbiografie angemessen berück-
sichtigt werden, sowie Anna Jahn, die als 
junge Leistungssportlerin eine besondere 
Perspektive einbringen konnte und jungen 
Menschen damit eine starke Stimme ver-
liehen hat.

AKTUELLES
Bau von Konverterplattformen zeigt Zu-

kunftsperspektive: Erneuerbare Energien 
statt Rüstungsproduktion

 
Zum Bau zweier Offshore-Umspannplatt-
formen an der Neptun-Werft in Rostock 
erklärt der Landesvorsitzende der Linken 
in MV, Hennis Herbst: 
„Es ist eine sehr gute Nachricht, dass sich 
der Stromnetzbetreiber 50Hertz beim 
Bau zweier Konverterplattformen für die 
Neptun Werft in Rostock entschieden 
hat. Damit wird ein wichtiger Schritt für 
Mecklenburg-Vorpommern als führender 
Standort der Energiewende und der ma-
ritimen Industrie gegangen. Die Region 
profitiert von mehr als 500 Arbeitsplätzen 
und erheblichen Investitionen in industri-
elle Wertschöpfung. Diese Entscheidung 
zeigt zugleich, welches Potenzial unsere 
Werften für Zukunftsbranchen besitzen. 
Sie macht deutlich, dass es tragfähige Al-
ternativen zu einer stärkeren Ausrichtung 
auf die Rüstungsindustrie gibt.
Als Linke setzen wir uns seit Jahren dafür 
ein, den Schwerpunkt der maritimen In-
dustrie auf erneuerbare Energien, moder-
ne Offshore-Technologien und den zivilen 
Schiffbau zu legen. Hier entstehen die 
Arbeitsplätze der Zukunft, hier wird Inno-
vation vorangetrieben und hier leisten wir 
zugleich einen wichtigen Beitrag zum Kli-
maschutz. Statt in den Zeitgeist der Auf-
rüstung einzusteigen, sollte Mecklenburg-
Vorpommern den zivilen und erneuerbaren 
Erfolgsweg fortsetzen.“

Aufrüstung ist kein Wirtschaftsmo-
dell für Mecklenburg-Vorpommern

Zur aktuellen Berichterstattung des NDR, 
wonach die rot-rote Landesregierung im 
Bereich der Wirtschaft auf Rüstung setzt, 
erklärt der Landesvorsitzende der Linken 
in MV, Hennis Herbst: 
„Das Wirtschaftsministerium irrt, wenn es 

die Zukunft der Wirtschaft in Mecklenburg-
Vorpommern vor allem in der Rüstungsin-
dustrie sucht. Im Strategiepapier „Industri-
eland Mecklenburg-Vorpommern 2030“ 
hat sich die Landesregierung gemeinsam 
mit Wirtschaftsverbänden, Unternehmen 
und weiteren Akteur*innen auf eine lang-
fristige Industriestrategie verständigt. Im 
Mittelpunkt stehen dabei insbesondere 
die Erneuerbaren Energien, die maritime 
Wirtschaft sowie die Gesundheits- und Er-
nährungswirtschaft.
Bezeichnenderweise taucht das Wort „Rü-
stung“ in dem Papier überhaupt nicht auf. 
Auch wenn sich die geopolitischen Rah-
menbedingungen seit der Verabschiedung 
der Strategie verändert haben mögen, 
wäre es falsch, die gemeinsam erarbeite-
ten Leitlinien nun aufzugeben. 
Eine nachhaltige wirtschaftliche Entwick-
lung Mecklenburg-Vorpommerns lässt 
sich nicht auf Aufrüstung gründen. Rü-
stungsproduktion allein schafft weder eine 
zukunftsfähige Wirtschaftsstruktur noch 
trägt sie zu einer friedensorientierten Ent-
wicklung bei. Wer Wohlstand, Innovation 
und Beschäftigung langfristig sichern will, 
muss weiterhin auf die Stärken des Landes 
setzen: erneuerbare Energien, Gesundheit, 
Ernährung und zivile maritime Wirtschaft.“

AKTUELLES
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Union und SPD verschärfen den Druck 
auf Beschäftigte und Mieter*innen

Zu den Ergebnissen des Koalitionsaus-
schusses der Bundesregierung erklärt der 
Landesvorsitzende der Linken in MV, Hen-
nis Herbst: 
 „Die Ergebnisse des Koalitionsausschusses 
setzen den Kurs der Armutsreformen von 
Union und SPD fort. Arbeiternehmer*innen 
sollen künftig länger mit der Unsicherheit 
befristeter Arbeitsverträge leben. Eine 
Krankschreibung per Telefon und der Ka-
renztag wird abgeschafft. So kommt die 
Bundesregierung erneut nicht umhin, den 
Arbeiternehmer*innen mangelnde Lei-
stungsfähigkeit zu unterstellen. Das ist 
lebensfremd und verkennt, wer dieses 
Land Tag für Tag am Laufen hält. Diese Re-
formen sind ein Angriff auf die arbeitende 
Bevölkerung.
Beim Wohnungsmarkt betreibt die 
Bundesregierung das Geschäft der 
Vermieter*innen, statt Mieter*innen wirk-
sam zu schützen. Die gesetzliche Verhin-
derung von Vergesellschaftungen im Woh-
nungsmarkt ist ein Freifahrtschein für aus-
beuterische Wohnungskonzernen und of-
fenbart, wie viel Angst Union und SPD vor 
einer wirksamen Mietenpolitik der Linken 
haben. Das schafft keinen bezahlbaren 
Wohnraum, sondern sichert die Dividen-
den. Die Zeche zahlen die Mieter*innen. 
Die angekündigten Entlastungen bei der 
Einkommensteuer werden durch die übri-
ge Politik der Bundesregierung weitgehend 
wieder zunichte gemacht. Rentner*innen, 
Studierende und Menschen mit sehr gerin-
gem Einkommen gehen komplett leer aus. 
Gleichzeitig weigern sich Union und SPD 
weiterhin, große Vermögen stärker zur 
Finanzierung des Gemeinwesens heranzu-
ziehen. Stattdessen werden Menschen im 
Grundsicherungsbezug unter Generalver-
dacht gestellt und mit weiteren Verschär-
fungen konfrontiert.
Unterm Strich stehen die Beschlüsse des 
Koalitionsausschusses für mehr soziale 
Unsicherheit und wachsende Ungleichheit. 
Sie belasten die Mehrheit der Bevölkerung, 
während Vermögende und große Konzerne 
geschont werden. Gegen diese Politik wer-
den wir weiter entschlossen protestieren.“

Die Spitzenkandidatin für Die Linke MV, Si-
mone Oldenburg, erklärt zu dem Thema: 
„Immer mehr Menschen erleben, dass 
ihre Löhne, Renten und Sozialleistungen 
mit den steigenden Lebenshaltungskosten 
nicht Schritt halten. Gleichzeitig geraten 
Krankenhäuser, Pflegeeinrichtungen und 
pflegende Angehörige zunehmend unter 
Druck. Ausgerechnet dort, wo Sicherheit 
und Zusammenhalt gebraucht werden, 
will die Bundesregierung sparen, von einer 

Armutsreform zur nächsten. Diese Politik 
trifft vor allem diejenigen, die ohnehin 
jeden Euro zweimal umdrehen müssen: 
Familien, Rentnerinnen und Rentner, Al-
leinerziehende, Beschäftigte mit niedrigen 
und mittleren Einkommen sowie pflegebe-
dürftige Menschen und ihre Angehörigen. 
Die Bundesregierung diskutiert darüber, 
wo sie kürzen will – nicht darüber, welche 
Einnahmen sie verschenkt, indem große 
Vermögen weiter geschont werden. Es ist 
nicht länger hinnehmbar, dass die Mehr-
heit der Bevölkerung immer höhere Bela-
stungen trägt, während große Vermögen 
und sehr hohe Einkommen weitgehend ver-
schont bleiben. Superreiche müssen end-
lich einen gerechten Beitrag zur Finanzie-
rung unseres Gemeinwesens leisten. Dafür 
macht die Linke konkrete Vorschläge, wie 
die konsequente Besteuerung großer Erb-
schaften und der von Spitzen-Einkommen 
und Manager-Gehältern. Wir entlasten die, 
die viel leisten und wenig verdienen. Wer 
viel hat, muss auch viel beitragen. Wir wol-
len auch Steuerflucht unterbinden und tre-
ten für eine Übergewinnsteuer ein. 
Der Koalitionsausschuss muss die Wei-
chen neu stellen: für eine stabile gesetz-
liche Rente, eine solidarisch finanzierte 
Pflege, wirksame Entlastungen bei den 
Lebenshaltungskosten und eine gerech-
te Steuerpolitik. Das Leben muss wieder 
bezahlbar werden – nicht für wenige, son-
dern für alle.“

Gewinnerin: Ines Schwerdtner wurde mit 
einem tollen Ergebnis als Parteivorsitzen-
de wiedergewählt.

Verlierer: Daniel Peters. Der CDU-Spit-
zenkandidat  kämpft verzweifelt um sein 
politisches Überleben und schreckt dabei 
vor Verleudmungen der politischen Gegner 
nicht zurück. 

AKTUELLES

ZAHL DES MONATS
Zwei Prozent vom Erbschaftsteueraufkom-
men: Das ist der Anteil, den die Ostdeut-
schen haben an dem, was in Deutschland 
vererbt wird.

ZITAT DES MONATS
„Es sollte keine Milliardäre geben.“ Dieser 
Spruch ist Jan van Akens Markenzeichen 
und bleibt ewig gültig.


